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Liebe Mitglieder und Freunde der ADG
Anfang des Jahres berichteten wir, dass die Klagen vor dem Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte abgewiesen wurden. 
Diese Entscheidung hat eine Einzelrichterin getroffen, die laut 
Homepage des Gerichts aus der Schweiz kommt. Damit sind  die 
Möglichkeiten der ADG, bei sozialgerichtlichen Verfahren Unter-
stützung zu leisten, eingeschränkt. 

Unser Ehrenbeirat Otto W. Teufel, der über die gesamte Zeit den 
gerichtlichen Weg mit Rat und Tat unterstützt hat, ist inzwischen 
nach Tübingen gezogen. Er muss sich dort zunächst neu einrich-
ten, wozu wir ihm alles Gute wünschen. 

So muss sich die ADG überlegen, wie sie ihre Ziele erreichen 
kann. Sie wird den eingeschlagenen Weg weiterverfolgen

Die Tatsache, dass die Wirtschaftsverbände, unterstützt von Wis-
senschaft und Presse, weiter Stimmung gegen die Rentner und 
die Rentenversicherung machen, weist darauf hin, dass wir unser 
Ziel, das Zwei-Klassensystem bei der Altersversorgung in 
Deutschland zu beseitigen und so unsere Nachkommen vor Alter-
sarmut zu schützen, nur erreichen, wenn wir eine große Mehrheit 
in der deutschen Gesellschaft finden, die die Politik zum Umden-
ken bewegt. 

Deshalb haben wir uns 2011 mit den Freunden vom Bündnis für 
Rentenbeitragszahler und Rentner e.V. (BRR), mit denen von Be-
triebsrentner e.V. (BRV) und dem Büro gegen Altersdiskriminie-
rung in einer Kooperation zusammengeschlossen. Im März 2013 
wurde rechtzeitig vor den Bundestagswahlen die 2. Auflage des 
gemeinsamen Positionspapiers “Soziale Sicherung in Deutsch-
land” veröffentlicht. Dieses Papier fand auch 2014 weiter große 
Aufmerksamkeit. Ebenfalls fanden wir große Resonanz auf einen 
Beitrag im Bayerischen Fernsehen "Heute jung, morgen arm: wo-
von im Alter leben?". Ein Ausschnitt daraus wurde vor kurzem in 
der Sendung "Plusminus" gezeigt und führte zu einer Reihe von 
Anfragen und Kommentaren.

Zukünftig wollen wir Vision und Ziele der ADG über Vorträge, auf 
Messen, bei großen Veranstaltungen wie am 1.Mai und bei De-
monstrationen weiter vertreten. Dazu brauchen wir aber Ihre Un-
terstützung, wenn wir nicht wollen, dass die Gesellschaft ausein-
ander bricht.

Hendrik Hein    Diethard Linck     

Vorstand und Redaktion wünschen

allen ADG-Mitgliedern und Freunden

und Ihren Angehörigen 

geruhsame Feiertage 

und alles Gute für das neue Jahr.
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Hat jemand eine Vorsorge-
vollmacht erstellt, dann ist 
noch offen, ob für Immobili-
engeschäfte eine notarielle 
Beurkundung der Vorsorge-
vollmacht erforderlich ist 
oder ob eine Beglaubigung 
der Unterschrift unter der 
Vorsorgevollmacht aus-
reicht und wer zur Beglau-
bigung berechtigt ist. 
Nachforschungen ergaben, 
dass sich in der vom Bayeri-
schen Staatsministerium 
der Justiz herausgegebenen 
Broschüre „Vorsorge für Un-
fall Krankheit Alter durch 
Vollmacht – Betreuungsver-
fügung – Patientenverfü-
gung“ mit der 15. Auflage 
2014 gegenüber früheren 
Auflagen, nach welchen 
eine notarielle Beurkun-
dung erforderlich war, eini-
ges geändert hat. Der neue 
Text lautet u.a.: 
Die Beglaubigung der Un-
terschrift unter der Voll-
macht ist notwendig, wenn 
der Bevollmächtigte be-
rechtigt sein soll, Immobili-
en zu erwerben oder zu ver-
äußern. Sie kann durch den 
Notar/die Notarin vorge-

nommen werden. 
Sie können Ihre Unterschrift 
unter der Vollmacht aber 
auch durch die Betreuungs-
behörde öffentlich beglaubi-
gen lassen. Die öffentliche 
Beglaubigung der Unter-
schrift durch den Urkunds-
beamten oder der Urkunds-
beamtin der Betreuungsbe-
hörde steht bei der Vorsor-
gevollmacht der notariellen 
Beglaubigung gleich. In 
Bayern sind die Betreu-
ungsbehörden bei den 
Landratsämtern und den 
Verwaltungen der kreisfrei-
en Städte eingerichtet, Art. 
1 Absatz 1 AGBtG. (Seite 9) 
Wie schon erwähnt, ist die 
notarielle Beurkundung ei-
ner Vollmacht nicht allge-
mein vorgeschrieben. Sie 
ist aber notwendig, wenn 
sie den Bevollmächtigten 
zur Aufnahme von Darlehen 
berechtigen soll. 
Eine Beglaubigung der Un-
terschrift unter der Voll-
macht ist erforderlich, 
wenn der Bevollmächtigte 
berechtigt sein soll, Immo-
bilien für den Vollmachtge-
ber zu erwerben oder zu 

veräußern. (Seite 20) 
Ein wesentlicher Unter-
schied liegt bei den Gebüh-
ren. Die Notarkosten für 
eine Beurkundung können 
bis zu 1.735 Euro und für 
eine Beglaubigung bis zu 
70 Euro betragen, zuzüglich 
Auslagen und Mehrwert-
steuer. Für die Beglaubi-
gung bei der Betreuungs-
stelle bezahlt man 10 Euro. 
Die genannte Broschüre 
ISBN 978-3-406-66321-5 ist 
im Buchhandel oder u.a. in 
der Stadt-Information im 
Münchner Rathaus um 4,90 
Euro erhältlich. 
Vorsicht: Gemeinden und 
andere öffentliche Ämter 
beglaubigen auch eine Un-
terschrift. Hier wird jedoch 
nur auf ein neutrales Papier 
der Ausweis kopiert, die 
persönliche Unterschrift 
darunter gesetzt und dies 
vom Verwaltungsangestell-
ten durch Stempel und Un-
terschrift bestätigt. Dieses 
Dokument ist kein Ersatz 
für eine beglaubigte Vorsor-
gevollmacht. 

Schmidtlein Manfred

Der Bundeshaushalt und die „schwarze Null“

Die Bundesregierung hat 
am 28. November einen 
Haushalt mit einer „schwar-
zen Null“, d.h. ohne neue 
Schulden verabschiedet. 
Das wird als großer Erfolg 
gefeiert, dabei ist es eine 
Mogelpackung. 
Schon seit 1957 verweigert 
jede Regierung den vollen 
Ausgleich für die „versiche-
rungsfremden Leistungen“, 
deren Kosten der Renten-

kasse entnommen werden. 
So haben sich im Laufe der 
Jahre Schulden des Staates 
bei der Rentenkasse in 
Höhe von fast 1 Billion € an-
gesammelt.
Auch im Jahr 2015 wird wie-
der mehr der Rentenkasse 
entnommen als eingezahlt 
wird.
Würde z.B. die Mütterrente 
aus der Staatskasse gezahlt 

werden und nicht aus der 
Rentenkasse,  was korrekt 
wäre und von niemandem 
mehr bestritten wird, dann 
könnte niemand von einer 
„schwarzen Null“ sprechen.
Ganz zu schweigen von der 
Riesensumme, mit der der 
gesamte Staatshaushalt bei 
der Rentenkasse in der 
Kreide steht. 
Wir sind nicht gegen die 
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Leistungen, die sich hinter 
dem Begriff „versicherungs-
fremde Leistungen“ verber-
gen. Wir wenden uns dage-
gen, dass staatliche Ge-
meinschaftsleistungen nur 

den Rentnerinnen und 
Rentnern aufgebürdet wer-
den. Einige gut verdienende 
Bevölkerungsgruppen wer-
den an den Kosten nicht be-
teiligt. Das hält die Beiträge 

der Arbeiter und Angestell-
ten hoch und die Regieren-
den sichern sich so ihr Man-
dat.

Diethard Linck

 

Erstes Pflegestärkungsgesetz – PSG I

Zum 1. Januar 2015 tritt 
das erste Pflegestärkungs-
gesetz in Kraft. Mit dem Ge-
setz werden die Beiträge 
der Pflegeversicherung zum 
1. Januar 2015 in einem 
Schritt um 0,3 Prozentpunk-
te auf 2,35 Prozent (2,6 
Prozent für Kinderlose) stei-
gen. 
0,2 Prozentpunkte der Bei-
tragserhöhung sind mit 
2,4 Milliarden Euro für Leis-
tungsverbesserungen vor-
gesehen. Davon fließen in 
die häusliche Pflege rund 
1,4 Milliarden Euro und in 
die stationäre Pflege etwa 
eine Milliarde Euro. Die 
Leistungen zur Pflege für 
die rund 2,6 Millionen Pfle-
gebedürftigen werden im 
Durchschnitt um vier Pro-
zent erhöht. 
0,1 Prozentpunkte der Bei-
tragserhöhung sind  mit 1,2 
Milliarden Euro für  die jähr-
liche Anlage in einen Pfle-
gevorsorgefonds geplant. 
Mit dem ersten Pflegestär-
kungsgesetz, dem 2017 ein 
zweites folgen wird, sollen  
Verbesserungen in der pfle-
gerischen Versorgung um-
gesetzt werden. Die Leis-
tungen für Pflegebedürftige 

und ihre Angehörigen wer-
den ausgeweitet und die 
Zahl der zusätzlichen Be-
treuungskräfte in statio-
nären Pflegeeinrichtungen 
sollen erhöht werden. Alle 
Pflegeleistungen nach Ein-
führung des 1. Pflegestär-
kungsgesetzes 2015 kön-
nen abgerufen werden un-
ter:
http://www.bmg.bund.de/fi-
leadmin/dateien/Down-
loads/P/Pflegestaerkungs-
gesetze/Tabellen_Plegeleis-
tungen_BRat_071114.pdf
Leider fehlt auch in dem 
neuen Gesetz eine automa-
tische Dynamisierung, z.B. 
eine jährliche Anpassung 
der Pflegeleistungen ent-
sprechend der Preissteige-
rung. Seit Einführung der 
Pflegeversicherung 1995/96 
wurden z.B. die Leistungen 
für die stationäre Pflege in 
der Pflegestufe 1 (1279 
Euro) und Pflegestufe 2 
(1432 Euro) nicht erhöht. 
Alle Preiserhöhungen bei 
den Heimkosten mussten 
ausschließlich vom Pflege-
bedürftigen bzw. deren An-
gehörigen getragen wer-
den.
Der Pflegevorsorgefonds 

hat eine Laufzeit von 20 
Jahren bis 2034 und soll 
von der Deutschen Bundes-
bank verwaltet werden. Der 
erste Jahrgang von den 
stark besetzten Geburts-
jahrgängen 1959 bis 1967 
erreicht im Jahr 2034 das 
75. Lebensjahr. Ab hier 
steigt die Wahrscheinlich-
keit pflegebedürftig zu sein 
erheblich. Mit dem Pflege-
vorsorgefonds sollen mögli-
che Beitragssteigerungen in 
dieser Zeit abgefedert wer-
den
Dieser Pflegevorsorgefonds 
ist teilweise sehr umstrit-
ten. Der SoVD teilt die Be-
denken der Deutschen Bun-
desbank gegenüber der Si-
cherheit des angesparten 
Geldes vor Begehrlichkei-
ten. Darüber hinaus ist der 
Pflegevorsorgefonds allen 
Kapitalmarktrisiken ausge-
setzt. Der sozialen Pflege-
versicherung werden in der 
Gegenwart Mittel für drin-
gend notwendige Leistungs-
verbesserungen und für die 
Ausbildung von Pflegeper-
sonal entzogen.

Schmidtlein Manfred
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TTIP und die Folgen für unsere Gesellschaft

Die ADG hat sich in ihrer 
Satzung die Verständlich-
machung von komplexen 
politischen und sozialpoliti-
schen Zusammenhängen, 
speziell des demokrati-
schen Prinzips des Grund-
gesetzes, des Mehr-
parteiensystems und des 
parlamentarischen Regie-
rungssystems zur Aufgabe 
gemacht. Deshalb ist ihr 
der Dialog und die Zusam-
menarbeit mit anderen, an 
ähnlichen Themen arbeiten-
den Organisationen wichtig. 
Dies war der Grund, dass 
die ADG seit mehr als 10 
Jahren Mitglied bei Mehr 
Demokratie e.V.(MD) wur-
de.
Bei md stehen die beiden 
Freihandelsabkommen TTIP 
(Transatlantic Trade and In-
vestment Partnership ) und 
CETA (Comprehensive Eco-
nomic and Trade Agree-
ment )  im Zentrum der 
Aufgabe, für Mehr Demo-
kratie zu kämpfen.
Wo liegt das Problem?
Der Rechtsstaat soll durch 
die Einführung einer Paral-
leljustiz ausgehöhlt werden. 
Europäische, Kanadische 
und US-amerikanische Un-
ternehmen erhalten das 
Recht, Schadensersatz ein-
zuklagen, wenn sie meinen, 
dass ihnen aufgrund von 
Gesetzen oder Maßnahmen 
der EU oder einzelner EU-
Mitgliedsstaaten Verluste 
entstanden sind. Das kann 
auch Gesetze betreffen, die 
im Interesse des Gemein-

wohls erlassen wurden, 
etwa zum Umwelt- und Ver-
braucherschutz. Konzerne 
sollen bereits beim Ausar-
beiten von neuen Regelun-
gen und Gesetzen einge-
bunden werden, sofern ihre 
Interessen betroffen sein 
könnten. Dies kann auch 
Gesetze um die Sozialge-
setzgebung treffen, wenn 
den Unternehmen dadurch 
höhere Kosten entstehen 
und damit mögliche Gewin-
ne geschmälert werden. 
Dass diese Befürchtungen 
nicht erfunden (an den Haa-
ren herbeigezogen) sind, 
zeigt das Beispiel der Ener-
giefirma Vattenfall, die der-
zeit die Bundesrepublik 
Deutschland auf 3,7 Mrd. 
Euro Schadensersatz wegen 
der Abschaltung von zwei 
maroden Atommeilern im 
Rahmen des Atomausstiegs 
verklagt hat. Die Entschei-
dung über Schadensersatz-
zahlungen fällen private, 
größtenteils geheim tagen-
de Schiedsgremien statt öf-
fentliche Gerichte. 
In München haben sich 
mehrere Organisationen 
zum "Bündnis Stop TTIP 
München" zusammenge-
schlossen. Das Bündnis for-
dert den Abbruch der ge-
heimen Verhandlungen zu 
den transatlantischen Frei-
handelsabkommen (TTIP, 
CETA, TiSA usw.) und eine 
demokratische, zukunftsfä-
hige und faire Handelspoli-
tik, die unter Einbeziehung 
der Öffentlichkeit entwi-

ckelt wird. Dem Bündnis ge-
hören diejenigen Organisa-
tionen an, die dies schrift-
lich per Formular oder per 
Mail erklären. Organisatio-
nen mit rassistischen, sexis-
tischen, antidemokrati-
schen oder menschenver-
achtenden Zielen werden 
nicht aufgenommen. 
Die ADG hat in ihrer Sat-
zung festgehalten: "Förde-
rung der Bereitschaft zu ak-
tiver politischer Beteiligung, 
insbesondere hinsichtlich 
des Eintretens für die 
Grundrechte, für den Föde-
ralismus, das Mehrheits-
prinzip, die Gewaltentei-
lung, Rechtsgleichheit und 
Generationengerechtigkeit; 
Unterstützung von Perso-
nen, die für diese Grund-
rechte und -prinzipien ein-
treten"
Aus allen diesen Gründen 
möchte sich die ADG dem 
„Bündnis Stop TTIP Mün-
chen“ anschließen

Auch im Bayerischen Land-
tag werden derzeit höchst 
problematische Gesetzent-
würfe zu einer "Volksbefra-
gung von oben" erarbeitet. 
Diese werden der Regie-
rung, dem Parlament und 
den (regierenden) Parteien 
weitere Rechte geben, aber 
keine echte Bürgerbeteili-
gung bringen. Der Prozess 
der Gesetzgebung wird von 
md aktiv begleitet.

Diethard Linck
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Handlungsbedarf nach 125 Jahren GRV

Die Aktion Demokratische 
Gemeinschaft e.V. – ADG 
fordert ein Ende der Vertu-
schung, Verschleierung und 
Verdummung in der gesetz-
lichen Altersvorsorge durch 
die Bundesregierung und 
das Parlament und fordert 
die Politik auf: 
Lassen Sie endlich die Fin-
ger weg von der einzig ver-
nünftigen Alterssicherung 
der gesetzlich versicherten 
Bürger! 
Schwächen Sie nicht weiter-
hin durch permanente Ein-
griffe in die Rentenanpas-
sungsformel das gesetzli-
che Altersvorsorgesystem 
zulasten der Bürger und zu-
gunsten der Versicherungs-
wirtschaft. 
Der insbesondere in den 
letzten mindestens 20 Jah-
ren verstärkt betriebene 
Niedergang der vor 125 Jah-
ren gegründeten gesetzli-
chen Rentenversicherung 
muss umgekehrt werden! 
Zur Vermeidung von Alters-
armut und zur Stärkung der 
Zukunftsaussichten der jün-
geren Generation. 
Nur eine wiedererstarkte 
gesetzliche Rentenversiche-

rung kann den sozialen 
Frieden auf Dauer sichern. 
Schaffen Sie prekäre Ar-
beitsverhältnisse ab! Sie 
sind die Frühgeburt der Al-
tersarmut. 
Kehren Sie zurück zur Brut-
toberechnung und schaffen 
Sie eine Rentenanpas-
sungsformel, die an Ein-
fachheit der von Versor-
gungsempfängern (Pensio-
nären) entspricht. 
Der jahrzehntelange Griff in 
die Rentenkasse für die Be-
gleichung von versiche-
rungsfremden Leistungen 
muss dringend eingestellt 
werden und die Beiträge 
müssen endlich nur noch 
zweckgebunden verwendet 
werden dürfen. 
Nur dann wird die gesetzli-
che Rente wieder zukunfts-
fähig sein. Und nur dann 
braucht man nicht mehr, 
wie im Rentenversiche-
rungsbericht 2014, den 
Menschen Rentenerhöhun-
gen bis 4,51 Prozent (2016) 
vorgaukeln, obwohl vorher-
sehbar ist, dass es nach 
heutigem Status nie dazu 
kommen wird. Selbst die 

Bundeskanzlerin, Angela 
Merkel, hat beim Festakt 
zur 125Jahrfeier der gesetz-
lichen Rentenversicherung 
gemeint, dass die Rente 
künftig kaum mehr ausrei-
chen werde.
Also, gegensteuern! 
Die Politik hat es selbst in 
der Hand, "geeignete Lö-
sungen", wie Frau Merkel es 
nannte, anzuwenden. Dazu 
gehört auch die Rückkehr 
zur Kopplung der Renten an 
die Lohnentwicklung. 
Die gesetzliche Rentenver-
sicherung ist nicht zu einem 
System der Mindestsiche-
rung auszurichten sondern 
muss die Anforderungen 
von Lohnersatz mit Dynami-
sierung erfüllen, wie es 
Bundeskanzler Konrad Ade-
nauer einst versprochen 
hatte. 
Sie ist als eine attraktive Al-
tersversicherung für alle 
Bürger auszugestalten. 
Zu dem für 2030 geplanten 
Rentenniveau von 43 Pro-
zent Netto vor Steuern darf 
es nicht kommen!

Helmut  Wiesmeth

QP-Symposium "Pflege Zuhause - 
Ambulante Versorgung in der Zukunft"

Veranstalter des Qualitäts-
Pflege-Symposiums am 
26.11.2014 in München wa-
ren das Institut für Quali-
tätssicherung in der Pflege 
e.V. (IQP), mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege so-
wie Zentrum für Qualität in 

der Pflege und MDK Bayern. 
Unter den ca. 150 Teileneh-
mern aus den Bereichen 
Pflegedienste, Medizin, 
Krankenkassen, Politik und 
Kirchen war auch die ADG 
mit Herrn Schowalter und 
Herrn Schmidtlein vertre-
ten. 

Mit dem Thema "Pflege Zu-
hause - Ambulante Versor-
gung in der Zukunft" be-
fassten sich drei Moderato-
ren und sechs Referenten. 
Sie legten die Messlatte für 
eine gute Pflege sehr hoch. 
Die ambulante Pflege zu 
Hause ist für den Pflegebe-
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dürftigen das höchste Gut. 
Zu Hause hat er das Heim-
recht und die Selbständig-
keit. Stationär ist er nur 
Gast und verliert die Selb-
ständigkeit. Die familiäre 
und nachbarschaftliche Hil-
fe werden der professionel-
len vorgezogen. Seit Einfüh-
rung der Pflegeversiche-
rung vor 20 Jahren hat man 
qualitativ bisher wenig er-
reicht. 1,2 Millionen Men-
schen, die Hälfte der Pfle-
gebedürftigen in Deutsch-
land, werden zu Hause von 
Angehörigen oder Freunden 
gepflegt - ohne jegliche 
professionelle Unterstüt-
zung. Ein Schlagwort war: 
„Gute Pflege zeichnet aus, 
in Konfliktsituationen wis-
sensbasiert und reflektiert 
und nicht nach institutionel-
len Regeln oder Mustern zu 
handeln.“
Die Hürden für eine gute 
Pflege sind noch sehr hoch. 
Das demografische Problem 

wächst. Die Zahl hochaltri-
ger Menschen steigt. Eine 
umfassende gesellschaftli-
che Herausforderung bei 
den + 80jährigen wird eine 
Zunahme von heute 3,6 
Mio. bis auf 6,3 Mio. im Jahr 
2030 (+78 %) und auf über 
10 Mio. bis 2050. prognosti-
ziert. Die Zahl jüngerer 
Menschen geht deutlich zu-
rück. Während die Altenbe-
völkerung (65+) bis 2050 
um 6,4 Millionen zunehmen 
wird, ist bei den Jüngeren 
(bis 65 Jahre) ein Rückgang 
um 18,7 Millionen zu erwar-
ten. Die familiären Struktu-
ren haben sich verändert. 
Früher waren drei Genera-
tionen in einem Haus. Heu-
te wohnen drei Generatio-
nen an drei verschiedenen 
Wohnorten. Bei Modellver-
suchen in kleinen Dörfern 
im Schwarzwald funktio-
niert gute Nachbarschaft 
auch in der Pflege. In der 
Großstadt trifft man bei 600 
Nachbarn vieler Nationalitä-

ten auf ganz andere Struk-
turen. 
Ein großes Hindernis ist 
auch die Trennung der 
Krankenkassenversicherung 
(SGB V) und der Pflegever-
sicherung (SGB XI) bei der 
Gesetzgebung .Bei der 
Krankenkassenversicherung 
hat jeder Anspruch auf die 
volle Grundversorgung. Die 
Pflegeversicherung ist nur 
eine Teilversicherung und 
setzt hohe Hürden bis zur 
Leistungsbeteiligung. So 
wird der Patient bzw. der 
Pflegebedürftige zum Spiel-
ball der Versicherungen.
Eine Übersicht der Veran-
staltung und die  Vorträge 
der Referentinnen und Re-
ferenten stehen zur Verfü-
gung unter: http://www.iqp-
ev.de/clients/IQP/IQP_Con-
tent.nsf/newsevents/NVEO  -  
9RFEEQ

Schmidtlein Manfred

Präsentation der ADG auf der Messe Die66 
in München vom 17.4. bis 19.4.2015

In dem Text der online-Aus-
stellerliste auf die-66.de 
wird unter „Produkt- und 
Dienstleistungsbeschrei-
bung„ stehen:
Informationen zur Situation 
der gesetzlichen Sozialver-
sicherung (Rente GRV, 
Kranken GKV, Pflege GPV), 
einschließlich der Unge-
rechtigkeiten durch das 
Zwei-Klassensystem mit 
den beliebigen Eingriffe der 
Politik in die Rentenanpas-
sungsformel und über die 
missbräuchliche Verwen-

dung der Beiträge für versi-
cherungsfremde Leistun-
gen. 
Aber auch Informationen, 
wie GRV, GKV und GPV für 
alle Bürger so attraktiv ge-
staltet werden können, 
dass die Beitragszahlenden 
wieder eine Zukunftsper-
spektive zu einer angemes-
sene Absicherung im Alter 
bekommen. 
In unserem Vortrag "Vom 
Zwei-Klassenrecht zur Zwei-
Klassengesellschaft", vom 

Freitag, dem 17.04.2015 
um 12:30 Uhr im Vortrags-
raum Augsburg in Halle 4 , 
wird erläutert, wie die Al-
tersversorgung in Deutsch-
land von einem Zwei-Klas-
sensystem geprägt ist und 
schließlich auch einem 
Zwei-Klassenrecht unter-
liegt und zu einer Zweiklas-
sengesellschaft führt.
Bitte besuchen Sie uns auf 
unserem Stand in Halle 4.
Wir freuen uns auf Sie!

Albert Hartl

_________________________________________________________________________________________________________________________
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